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Zauberlehrling

Wäre Edmund Stoiber der bundesdeut-
sche Kämpfer gegen den Bürokratie-
wahnsinn, hätte er längst seinem Partei-
genossen Wolfgang Zöller auf die Finger 
klopfen müssen. Denn Zöller ist die 
treibende Kraft hinter dem neuen Pati-
entenrechtegesetz. Jahrelang gesund-
heitspolitischer Sprecher von CDU/CSU 
im Bundestag wollte er sich mit diesem 
Werk offensichtlich noch ein Denkmal 
setzen. Das Gesetz ist so überfl üssig wie 
ein Kropf – und wie eben jener Kropf 
kann auch dieses Gesetz üble Wuche-
rungen hervorrufen. 

Ziel ist der verbesserte Patientenschutz. 
Der Patient selbst wurde nicht gefragt. 
Er  setzt nach wie vor auf das Vertrau-
ensverhältnis zu seinem Arzt. Das funk-
tioniert. Demoskopische Umfragen be-
stätigen es immer wieder. Geschützt ist 
der Patient durch den hippokratischen 
Eid, an den jeder Arzt und Zahnarzt, der 
seinen Beruf ausübt, gebunden ist. 
Mit dem Patientenrechtegesetz versetzt 
die Politik den Heilberufen in Deutsch-
land eine neuerliche Watschn. Zuerst 
müssen die Gesundheitsausgaben re-
duziert werden – zu Lasten einer ange-
messenen Honorierung. Nun wird dem 
Zahnarzt die State of the Art-(Zahn)
Medizin nicht bezahlt und dann ent-
zieht man ihm auch noch das Vertrauen. 
Aber der Patient ist nicht der Gewinner 
des neuen Gesetzes, allenfalls dessen 
Rechtsanwalt. Pessimisten fürchten eine 
Prozesslawine auf die Heilberufe zurol-
len. Dass die Bürokratie in den Praxen 
zunehmen wird, dürfte allen klar sein. 
Vielleicht geht Wolfgang Zöller bald ein 
Licht auf und er hält es mit dem Zauber-
lehrling: Die ich rief, die Geister, werd‘ 
ich nun nicht wieder los!

Anita Wuttke

„Gut gemeint“ ist nicht „gut gemacht“ 
– das gilt sicher für das neue Patienten-
rechtegesetz. 
Der Ansatz ist aller Ehren wert: Ziel des 
Gesetzgebers war es, die Rechte der Pa-
tienten zu kodifi zieren und den Behand-
lungsvertrag rechtssicher zu machen. Der 
Patient soll mit Hilfe des Patientenrechte-
gesetzes seinem Behandler auf Augenhöhe 
begegnen können. War der Patient bisher 
rechtlos? Keinesfalls. Ärztliche Fachgesell-
schaften und Körperschaften, Selbsthil-
fegruppen, Medizinrechtsexperten, Ver-
braucherschutzorganisationen und nicht 
zuletzt die Medien sind tagein tagaus 
damit beschäftigt, den Patienten zu unter-
stützen. Dies geschieht in Deutschland in 
einem deutlich größeren Umfang als bei-
spielsweise im europäischen Ausland.
Mit dem Patientenrechtegesetz werden 
Dinge festgeschrieben, die ihren ange-
stammten und funktionierenden Platz im 
Arzt-Patienten-Verhältnis haben, das eben 
gerade die geforderte Augenhöhe bereits 
bietet und auf Vertrauen beruht, nicht auf 
Rechtspfl ichten. Der Arzt ist bisher schon 
durch den hippokratischen Eid daran ge-
bunden, zum Nutzen des Patienten zu 
handeln und jedweden Schaden von ihm 
fern zu halten. Demoskopische Untersu-

chungen bestätigen immer wieder, dass 
die Patienten ihren Ärzten und Zahnärz-
ten großes Vertrauen entgegenbringen. 
Die Auswirkungen des Patientenrechte-
gesetzes im Bereich der Arzthaftung sind 
noch nicht abzusehen. Ob der Reformeifer 
der Politik einer amerikanischen Defen-
siv-Medizin Vorschub leisten wird, bleibt 
abzuwarten. Eines ist jedoch jetzt bereits 
abzusehen: Der bürokratische Aufwand in 
den Praxen und Kliniken, und damit die 
Kosten, die nicht direkt mit der Behand-
lung des Patienten einher gehen, wird sich 
deutlich erhöhen.
Das Patientenrechtegesetz bringt also zu-
sätzliche Aufgaben und Verpfl ichtungen in 
die tägliche Arbeit von Zahnarzt und zahn-
ärztlichem Personal. Die bestehende Ver-
pfl ichtung zu einem einrichtungsinternen 
Qualitätsmanagement kann hilfreich sein, 
um alle Arbeitsabläufe, alle Aufklärungen 
und alle Beratungen zu dokumentieren 
und dabei die zusätzlichen Aufgaben zu 
erfüllen, die sich aus dem Patientenrechte-
gesetz ergeben. Was müssen Zahnarzt und 
zahnärztliches Personal überprüfen, was 
muss künftig nachvollziehbar dokumen-
tiert werden? Wo liegen die Risiken für den 
Praxisalltag, welche Chancen bieten sich 
bei der Patientenberatung?

Das Patientenrechtegesetz ist in Kraft 

Pfl ichten und Chancen 
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Die GOZ 2012 beschreibt einen Stillstand 
bei der Honorierung privatzahnärztlicher 
Leistungen und wird der Beschreibung 
einer modernen präventionsorientierten 
Zahnheilkunde nicht gerecht. Der BEMA 
beschränkt sich auf einen Katalog be-
stimmter Leistungen und seine Anpas-
sung an die wirtschaftliche Entwicklung 
der Praxen erfolgt jährlich in homöopathi-
schen Dosen. Längst müssen die Praxen 
Mehrkostenvereinbarungen, Analogab-
rechnungen und Abdingungen durchfüh-
ren, um für moderne Zahnmedizin auch 
angemessene Honorare zu erzielen. Das 
Patientenrechtegesetz führt dazu, dass sol-
che Vereinbarungen und Abrechnungen 
vermehrt auftreten werden.

Zur Sicherung des Heilungserfolges müs-
sen Befunderhebungen auch über die 
Grenzen des BEMA oder die Leistungs-
beschreibungen in der GOZ hinaus dem 
Patienten angeboten werden (§ 630h Abs. 
5 BGB), auf die entstehenden Kosten muss 
der Patient hingewiesen werden. Wenn 
dem Zahnarzt „hinreichende Anhalts-
punkte“ gegen eine vollständige Übernah-

me der Behandlungskosten durch einen 
Dritten vorliegen, muss der Zahnarzt die 
voraussichtliche Höhe der Behandlungs-
kosten beziffern (§ 630c Abs. 3 BGB), damit 
der Patient die wirtschaftliche Tragweite 
seiner Entscheidung überschauen kann. 
Denn werden solche zusätzlichen Befun-
de erhoben, so müssen sie dem Patienten 
in Rechnung gestellt werden. Auch der 
ausdrückliche Wunsch des Patienten, kei-
ne Maßnahmen durchführen zu lassen, 
die voraussichtlich mit Eigenanteilen oder 
Kosten für ihn verbunden wären, sollte 
entsprechend dokumentiert werden. 
Für eine vollständige Aufklärung vor 
Einwilligung in die Behandlung bedarf 
es einer Aufklärung über alle sinnvol-
len Therapiealternativen. Gerade in der 
Zahnheilkunde gibt es meist mehrere Lö-
sungsansätze für ein bestehendes zahnme-
dizinisches Problem. Deshalb sind auch 
gesetzlich versicherte Patienten oder z.B. 
Privatversicherte mit Basistarif über sol-
che Therapiealternativen aufzuklären, die 
nicht dem Katalog des BEMA entsprechen 
und/oder eine Zuzahlung des Patienten 
erfordern. Die Dokumentation auch der 

Zeitdauer einer solchen Aufklärung bildet 
gleichzeitig die Grundlage für eine ange-
messene Honorierung, die z.B. durch Ana-
logberechnung erfolgen kann.
Aus all diesen Pfl ichten und Möglichkei-
ten ergibt sich für die Praxen die Notwen-
digkeit, alle vorhandenen Schriftstücke zu 
Anamnese, Aufklärung, Einwilligung usw. 
zu überprüfen und zu aktualisieren. 

Bayernweite Veranstaltungen 
Der FVDZ Bayern bietet bayernweit auch 
für Nicht-Mitglieder Veranstaltungen in 
Kooperation mit der HypoVereinsbank 
an: Rechtsanwalt Peter Knüpper (Haupt-
geschäftsführer der BLZK) stellt alle Än-
derungen, die mit dem Patientenrechtege-
setz im BGB festgeschrieben sind (§§ 630a, 
630b, 630c, 630d, 630e),  dezidiert vor und 
beantwortet als Referent der Veranstal-
tungsreihe die Fragen aus dem Publikum 
direkt. Besonders die Aufklärungspfl icht 
behandelt er umfassend. 

Kommen Sie zu den Veranstaltungen, in-
formieren Sie sich!
 Christian Berger

Wo sich die Fallstricke für den behan-
delnden Arzt und Zahnarzt befi nden, 
soll die Ver anstaltungsreihe des FVDZ 
Bayern klären. 

Der Münchner Rechtsanwalt Peter 
Knüpper (Hauptgeschäftsführer der 
Bayerischen Landeszahnärztekammer) 
wird als Referent die verschiedenen As-
pekte des Patientenrechtegesetz für die 
Zahnärzte/innen unter die Lupe neh-
men und auf die folgende Änderungen 
dezidiert eingehen: 

•  Neuregelung des Behandlungs- und 
Haftungsrechtes

•  Aufklärungs-, Dokumentations- und 
Informationspfl ichten

•  Umgang mit Behandlungsfehlern
•  Versichertenrechte

Die Teilnahme an den  Informationsver-
anstaltungen von FVDZ Bayern und der 
HypoVereinsbank ist kostenfrei.

Veranstaltungsreihe des FVDZ in Bayern

Was ändert sich mit dem neuen Patientenrechtegesetz?
❑ Kempten Mittwoch, 10.4. 19.00 Uhr HypoVereinsbank, Bahnhofstr. 7
    Fax 0821/34 31 522 

❑ Garmisch- Dienstag, 16.4. 18.30 Uhr HypoVereinsbank, Am Kurpark 14 
 Partenkirchen   Fax 08821/91 66 215

❑ Traunstein Mittwoch, 17.4. 18.30 Uhr HypoVereinsbank, Bahnhofstr. 12
    Fax 0861/700 91 32

❑ Coburg Donnerstag, 18.4. 19.00 Uhr HypoVereinsbank, Steinweg 5-7
    Fax 09251/6015

❑ Ingolstadt Dienstag, 7.5. 18.30 Uhr HypoVereinsbank, Ludwigstr. 6
     Fax 0841/3103-333

❑ Deggendorf Mittwoch, 8.5. 18.30 Uhr Gäste- und Tagungshaus
 -Niederalteich   St. Pirmin, Abt. Niederaltaich
     Fax 0871/293-104

 Landshut Mai

Bitte Wunschtermin ankreuzen und via Fax an die angegebene Faxnummer senden. Es sind weitere 
Termine geplant und in Vorbereitung. Festgelegte Termine werden rechtzeitig auf der Internetseite 

des FVDZ: www.fvdz-bayern.de > Termine veröffentlicht. Achtung: die Teilnehmerzahl ist begrenzt.

❑    Ich bin Mitglied im FVDZ

Name, Vorname

Datum/ Unterschrift    Praxisstempel


